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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Hans-Michael Goldmann, Rainer Funke, Jürgen Koppelin, 
Horst Friedrich (Bayreuth), Dr. Karl Addicks, Daniel Bahr (Münster), Rainer 
Brüderle, Angelika Brunkhorst, Ernst Burgbacher, Jörg van Essen, Otto Fricke, 
Ulrich Heinrich, Dr. Werner Hoyer, Hellmut Königshaus, Dr. Heinrich L. Kolb, 
Gudrun Kopp, Sibylle Laurischk, Harald Leibrecht, Dirk Niebel, Hans-Joachim Otto 
(Frankfurt), Eberhard Otto (Gödern), Detlef Parr, Gisela Piltz, Dr. Rainer Stinner, 
Carl-Ludwig Thiele, Dr. Claudia Winterstein, Dr. Volker Wissing, Dr. Wolfgang 
Gerhardt und der Fraktion der FDP 


zu der Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 15/4213 Nr. 2.36 - 


Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Marktzugang für Hafendienste, 

KOM (2004) 654 endg.; Ratsdok. 13681/04 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der unter der Überschrift „Port Package I“ vorgelegte erste Vorschlag der EU- 
Kommission ist vom Europäischen Parlament mehrheitlich abgelehnt worden. 
Die Kommission hat daraufhin Ende des Jahres 2004 einen zweiten Vorschlag 
(Port Package II) vorgelegt. Dieser zweite Vorschlag, ist erneut mangelhaft und 
unvollständig. Er muss aus Sicht des Deutschen Bundestages im Wesentlichen 
geändert und ergänzt werden. 

Das Port Package II soll nach Vorstellung der EU-Kommission ein Instrument 
europäischer Wettbewerbspolitik sein. Ziel europäischer Wettbewerbspolitik 
muss es sein, einen funktionsfähigen Wettbewerb sicherzustellen. Regulative 
Eingriffe sind nur gerechtfertigt, wenn aufgrund marktstruktureller Gegeben- 
heiten oder wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens der Marktakteure ein aus 
ökonomischer Sicht ineffizientes Marktergebnis besteht. 

Der Vorschlag der EU-Kommission lässt aber nicht hinreichend erkennen, wo 
im Bereich der Hafenwirtschaft Wettbewerbsbeschränkungen und ineffiziente 
Marktergebnisse bestehen. Der EU-Wettbewerbskommissar hat bisher keine 
Veranlassung gesehen, um für mehr Wettbewerb in einzelnen Häfen einzu- 
schreiten. In den meisten Häfen existiert bereits ein Wettbewerb unterschiedli- 
cher Anbieter, ferner auch ein regionaler Wettbewerb zwischen den Häfen. Der 
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Richtlinienvorschlag bleibt die Begründung schuldig, wie dieser Wettbewerb 
durch die vorgeschlagenen Maßnahmen verbessert werden könnte. 

Es ist deshalb nicht nachzuvollziehen, aus welchen Gründen der aktuelle Richt- 
linienvorschlag der EU-Kommission vom Inhalt her mit seinen Maßnahmen 
noch schärfer als das abgelehnte Port Package 1 geraten ist. Er birgt die Gefahr, 
dass 

- der funktionierende Wettbewerb beeinträchtigt wird; 

- Effizienzsteigerungen und Kostensenkungen der Hafendienstleistungen ver- 
hindert werden; 

- der Schutz des Eigentums am eingerichteten und ausgeübten Gewerbe- 
betrieb missachtet wird; 

- die deutschen Seehafenbetriebe dem Zwang des Marktaustritts ausgeliefert 
werden. 

Der Deutsche Bundestag sieht keine Notwendigkeit den Marktzugang zum 
Hafenumschlag in der Richtlinie zu regeln, da es keine Probleme in diesem 
Bereich gibt, die so groß wären, als dass sie durch ein Ausschreibungsverfah- 
ren, wie es die EU-Kommission vorsieht geregelt werden müssten. Ein solches 
Ausschreibungsverfahren ist im Gegenteil ein enormes Investitionshemmnis 
und sorgt für teure und überflüssige Bürokratie. 

Die deutsche und die europäische Wirtschaft haben ein hohes Interesse an kon- 
tinuierlich verfügbaren und kostengünstigen Umschlagsleistungen. Umschlags- 
dienstleistungen sind kostenintensiv und bedürfen permanenter Investitionen, 
um die Effizienz und Flexibilität der Umschlagsleistung zu steigern. Da nach 
Rechtsprechung des EuGH die Nutzung neu geschaffener Hafenflächen für die 
Erbringung von Hafendienstleistungen europaweit ausgeschrieben werden 
muss, muss die Port Authority in solchen Fällen die Möglichkeit haben, bei an- 
stehenden bedeutsamen Investitionen die Lizenz auch ohne Ausschreibung zu 
verlängern. 

Für den Fall, dass ein Betreiber nach Ablauf seiner neu vergebenen Lizenz im 
Rahmen der dann notwendigen Ausschreibung unterliegt und die Lizenz ver- 
liert, muss der Neubetreiber an den Altbetreiber eine Abfindung, die auf den 
Grundsätzen der betriebswirtschaftlichen Untemehmensbewertung beruht unter 
Einschluss des good will, bezahlen. 

Die Erteilung einer Lizenz an den Neubetreiber ist als eine Betriebsübemahme 
anzusehen, mit den entsprechenden arbeitsrechtlichen Folgen. 

Eine Ausschreibung von ladungsbezogenen Dienstleistungen sollte dann nicht 
stattfmden, wenn auf dem relevanten Markt ausreichender Wettbewerb 
herrscht. Ein öffentliches Interesse in Eigentums- oder Nutzungsrechte einzu- 
greifen besteht nur, wenn auf dem relevanten Markt kein ausreichender Wettbe- 
werb besteht. Wenn eine entsprechende Analyse zu dem Ergebnis käme, dass es 
beim Marktzugang Wettbewerbsprobleme gibt, wäre außerdem eine Regulie- 
rung nach amerikanischem Vorbild ein geeigneter Weg, um den nötigen Mark- 
zugang herzustellen. 

Das Port Package II sollte insgesamt das verkehrspolitische Ziel einer nutzer- 
orientierten Infrastrukturfmanzierung deutlich unterstützen. Das gilt umso mehr, 
als die Nutzer in den Seehäfen global ausgerichtete Unternehmen sind. Eine 
nutzerorientierte Infrastrukturfmanzierung muss Hand in Hand mit einer voll- 
ständigen Transparenz der finanziellen Beziehung zwischen den öffentlichen 
Händen und den Seehafenbetreibem erzielt werden. Eine vollständige Transpa- 
renz ist die notwendige Bedingung dafür, auf mittlere Sicht nutzerorientierte 
Entgelte der Seehafeninfrastruktur einzuführen und damit ggf auch die Grund- 
lage für private Finanzierungsmodelle zu schaffen. Eine vollständige Transpa- 
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renz der finanziellen Beziehungen würde auch eine Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen den deutschen Seehäfen und den Häfen der 
„Westrange“ unterstützen. Deshalb begrüßt der Deutsche Bundestag die Aus- 
weitung der Geltung der Transparenzrichtlinie auf die Häfen. 

Die von dem Richtlinienentwurf vorgesehene Selbstabfertigung durch Bord- 
und Landpersonal der Schifffahrtsunternehmen wird vom Deutschen Bundestag 
grundsätzlich begrüßt. Bei der Selbstabfertigung handelt es sich um ein ge- 
werbliche Tätigkeit, die im Rahmen der geltenden nationalen Rechts- und 
Sicherheitsbestimmungen zu erbringen ist. 

Der Richtlinienvorschlag sieht auch eine Liberalisierung der Lotsendienste vor. 
Lotsendienste sind jedoch keine kommerzielle Dienstleistung, sondern sie die- 
nen der Sicherheit des Schiffsverkehrs und dem Küstenschutz. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, 

- sich im Rat für eine grundlegende Überarbeitung des Richtlinienvorschlages 
einzusetzen; 

- insbesondere folgende Leitlinien für den Richtlinienvorschlag zu beachten: 

a) Verzicht auf ein verpflichtendes Ausschreibungsverfahren für die Dienst- 
leistungen des Hafenumschlags; 

b) Anwendungsbereich der Richtlinie auf den übrigen Hafendienstleistungs- 
bereich nur dann, wenn es keinen Wettbewerb gibt; 

c) eine Abfmdungsregelung, die auf den Grundsätzen der betriebswirt- 
schaftlichen Untemehmensbewertung beruht; 

d) Bestandsschutz für laufende Verträge; 

e) Förderung der Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen der 
öffentlichen Hand und den Seehafenbetreibem; 

f) das Lotswesen als nichtkommerzielle Dienstleistung aus dem Geltungs- 
bereich der Richtlinie herauszunehmen. 


Berlin, den 16. Februar 2005 

Hans-Michael Goldmann 
Rainer Funke 
Jürgen Koppelin 
Horst Friedrich (Bayreuth) 
Dr, Karl Addicks 
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Rainer Brüderle 
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Dr. Heinrich L. Kolb 
Gudrun Kopp 
Sibylle Laurischk 
Harald Leibrecht 
Dirk Niebel 

Hans- Joachim Otto (Frankfurt) 
Eberhard Otto (Gödern) 

Detlef Parr 

Gisela Piltz 

Dr Rainer Stinner 

Carl-Ludwig Thiele 

Dr. Claudia Winterstein 

Dr. Volker Wissing 

Dr. Wolfgang Gerhardt und Fraktion 
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